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1. Allgemeines zum Verfahren 
 
Die Gemeinde Eppelsheim möchte im nördlichen Randbereich ein weiteres Neubaugebiet entwi-
ckeln und hat deshalb den Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan gefasst. Vom 
13.10.2022 bis 14.11.2022 wurde das frühzeitige Beteiligungsverfahren durchgeführt. Aufgrund 
eines Formfehlers wurde das Verfahren vom 24.11.2023 bis ??? noch einmal wiederholt. Am 
11.09.2023 erfolgte die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem frühzeitigen Be-
teiligungsverfahren. Gleichzeitig wurde der Entwurf des Bebauungsplanes vorgestellt und die Of-
fenlage und Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Vom …2023 bis …2023 wurden alle Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
die Nachbargemeinden angeschrieben mit der Bitte, eine Stellungnahme zum Entwurf des Be-
bauungsplanes abzugeben. Gleichzeitig erfolgte die Beteiligung der Öffentlichkeit durch eine öf-
fentliche Auslegung von 17.11.2023 bis 18.12.2023 bei der Verbandsgemeinde Alzey Land. 
 
Somit hatten sowohl die Öffentlichkeit als auch die Behörden ausreichend Zeit, sich zum Bebau-
ungsplan zu äußern. Anschließend wird der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwä-
gung, Berücksichtigung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt.  
 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr  
Fontainergraben 200 
53123 Bonn 

17.11.2023 keine 

2.  GDKE Landesarchäologie Mainz 
Grosse Langgasse 29 
55116 Mainz 

21.11.2023 keine 

3.  Pfalzwerke Netz AG 
Wredestraße 35 
67059 Ludwigshafen 

22.11.2023 keine 

4.  Amprion GmbH 
Asset Management 
Robert-Schumann-Straße 7 
44263 Dortmund 

23.11.2023 keine 

5.  LFV Rheinland-Pfalz e. V. 
Gaulsheimer Straße 11a 
55437 Ockenheim 

23.11.2023 keine 

6.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
Poststraße 20-28 
55545 Bad Kreuznach 

30.11.2023 Hinweise 

7.  Wasserwerke Zweckverband Seebachgebiet 
Rheinstrasse 71 
67574 Osthofen 

30.11.2023 Hinweise 

8.  Creos Deutschland GmbH 
Am Zunderbaum 9 
66424 Homburg 

01.12.2023 keine 

9.  Landesamt für Geologie und Bergbau RP 
Postfach 10 02 55  
55133 Mainz 

01.12.2023 Hinweise 

10.  Verbandsgemeindeverwaltung Monsheim 
Alzeyer Straße 15 
67590 Monsheim 

04.12.2023 keine 
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

11.  Zweckverband Abwasserentsorgung  
Rheinhessen 
Amtsgasse 10 
55232 Alzey 

13.12.2023 keine 

12.  Vodafon GmbH/Vodafone Deutschland GmbH 
Zurmaiener Straße 175 
54292 Trier 

13.12.2023 keine 

13.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald RP e. V. 
Kirchenstraße 13 
67823 Obermoschel 

16.11.2023 keine 

14.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
Kaiserstraße 31 
55116 Mainz 

11.12,2023 keine 

15.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
Postfach 42 40 

12.12.2023 Hinweise 

16. L Landesbetrieb Mobilität Worms 
Schönauer Straße 5 
67547 Worms 

15.12.2023 keine 

17. L Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz  
Otto-Lilienthal-Straße 4 
55232 Alzey 

18.12.2023 Hinweise 

 

18.  Bauern- und Winzerverein Eppelsheim 
VG Alzey-Land 
Weinrufstraße 38 
55232 Alzey 

15.12.2023 Hinweise 

19.  ProEppelsheim e. V.  
In den 19 Morgen 14 
55234 Eppelsheim 

19.12.2023 Hinweise 

20.  Vermessungs- und Katasteramt  
Rheinhessen-Nahe 
Ostdeutsche Straße 28 
55232 Alzey 

15.12.2023 Hinweise 

 

Nr. Öffentlichkeitsbeteiligung Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

01 Bürgerin aus Eppelsheim 17.11.2023  

    

 
Hinweis: 
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, die ab-
gegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung abgedruckt 
und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die Sachdarstellun-
gen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die Stellungnahmen aus der Öffentlich-
keitsbeteiligung werden aus Datenschutzgründen anonymisiert. Die Originalstellungnahmen kön-
nen bei der Verbandsgemeindeverwaltung Alzey-Land eingesehen werden.  
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
2.1 Stellungnahme des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistun-

gen der Bundeswehr, Bonn vom 17.11.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage, dass die Verteidi-
gungsbelange nicht berührt werden und deshalb keine Einwände bestehen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.2 Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Mainz vom 21.11.2023 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise, dass keine archäologischen Funde im Planbereich bekannt sind, wird zur Kenntnis 
genommen. Der Hinweis, dass aufgrund vorhandener Funde in der Umgebung, ein Vorhanden-
sein von archäologischen Bodendenkmälern nicht komplett ausgeschlossen werden kann, wird 
zur Kenntnis genommen. Es wird deshalb empfohlen, eine geomagnetische Untersuchung durch-
zuführen. Das ist in den Unterlagen zum Bebauungsplan bereits ausreichend dargestellt. Weitere 
Ergänzungen sind nicht erforderlich. Im Zuge der Erschließung wird die Durchführung einer Pros-
pektion geprüft. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.3 Stellungnahme der Pfalzwerke Netz AG, Ludwigshafen vom 22.11.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass sich das Plangebiet außerhalb des Nutzgebietes der Pfalzwerke Netz AG 
befindet und deshalb keine Versorgungseinrichtungen und Planungen betroffen sind. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.4 Stellungnahme der Amprion GmbH, Dortmund vom 23.11.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Leitungen der Amprion GmbH, Dortmund, innerhalb des Plangebietes 
verlaufen und auch keine Planungen vorgesehen sind. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.5 Stellungnahme des Landesfischereiverbandes Rheinland-Pfalz e. V., Ockenheim 

vom 23.11.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass seitens des Landesfischereiverbandes Rheinland-Pfalz zum 
Beteiligungsverfahren keine Einwände bestehen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.6 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach vom 
30.11.2023 

 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur späteren Erschließung und Verlegung von Leitungen sowie von Bestandleitun-
gen der Deutschen Telekom werden zur Kenntnis genommen und in der späteren Erschließungs-
planung berücksichtigt. Eine Ergänzung in den Festsetzungen des Bebauungsplanes ist nicht 
erforderlich. Alle Leitungen können in öffentlichen Verkehrsflächen verlegt werden. Es erfolgt eine 
rechtzeitige Abstimmung im Rahmen der Erschließungsplanung. 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.7 Stellungnahme des Wasserwerk Zweckverbandes Seebachgebiet, Osthofen vom 

30.11.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise, dass die Wasserversorgung möglich ist, wenn die entsprechenden Regelwerte 
eingehalten werden, wird zur Kenntnis genommen und in der weiteren Erschließungsplanung 
berücksichtigt. Der Hinweis, dass die Löschwasserbereitstellung ebenfalls über zwei Stunden 
möglich ist, wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, dass lediglich ein Ruhedruck von 3 bar 
zur Verfügung steht und gegebenenfalls eine hausinterne Druckerhöhungsanlage erforderlich ist, 
ist unter Hinweise bereits ausreichend dargestellt. Eine Änderung der Planung ist nicht erforder-
lich, deshalb ist auch keine Abwägung erforderlich. 
 
 
2.8 Stellungnahme der Creos Deutschland GmbH, Homburg vom 01.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass keine Anlagen der Creos Deutschland GmbH und keine der 
von Creos Deutschland GmbH betreuten Anlagen im Plangebiet vorhanden sind. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.9 Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Mainz 
vom 01.12.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass im Plangebiet kein Altbergbau dokumentiert ist und kein Bergbau unter Berg-
aufsicht besteht, wird zur Kenntnis genommen. Ebenso der Hinweis, dass im Bereich der Aus-
gleichsflächen keine Informationen dem Landesamt vorliegen und vorsorglich auf schwere Ge-
räte verzichtet werden soll. Die Hinweise sind bereits ausreichend in den Planunterlagen enthal-
ten. 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise, dass es begrüßt wird, dass ein Baugrundgutachter eingeschaltet wurde, wird zur 
Kenntnis genommen. Die Hinweise, dass bei Einzelbauwerken objektbezogene Baugrundunter-
suchungen empfohlen werden und die Hangstabilität zu prüfen ist, werden zur Kenntnis genom-
men. Auch diese Informationen sind bereits ausreichend in den Unterlagen enthalten. Das wird 
auch in dieser Stellungnahme nochmals so bestätigt. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass aus rohstoffgeologischer Sicht keine Einwände bestehen, wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Zu Geologiedatengesetz: 
Die Hinweise zum Geologiedatengesetz werden zur Kenntnis genommen. Der Baugrundgutach-
ter wird die entsprechenden Informationen gemäß den gesetzlichen Vorschriften weiterleiten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
  



11 
 
P:\ProjekteTexte\2022041\06_Erlaeut\20240117_BES_001_JO_ÖBB_Nov23.docx 

2.10 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Monsheim vom 04.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass seitens der Verbandsgemeinde Monsheim keine Bedenken und Anregungen 
vorgetragen werden. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.11 Stellungnahme des Zweckverbandes Abwasserentsorgung Rheinhessen, Alzey vom 

13.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
1. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Regenwasserbewirtschaftungskonzept und den entsprechenden Details wer-
den im Zuge des Einleitantrages detailliert abgestimmt. Das ist jedoch nicht Inhalt des Bebau-
ungsplanes. 
 
Sachbericht: 
 
2. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Außengebietswasser werden zur Kenntnis genommen und sind im Zuge der 
Erschließungsplanung detailliert abzustimmen. Das ist jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes. 
Aus dem aktuellen Regenwasserbewirtschaftungskonzept ist ersichtlich, dass der Schutz des 
Baugebietes gewährleistet ist. 
 
Die Hinweise zum Anschluss von Drainageleitungen sind bereits in den Textlichen Festsetzungen 
ausführlich dargestellt. 
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Sachbericht: 
 
3. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu Bepflanzungen in Regenrückhaltebecken und deren Pflege ist nicht Teil des 
Bebauungsplanes und ist noch im Rahmen der Ausführungsplanung mit der Gemeinde abzustim-
men. Die Funktion von Becken wird durch die Bepflanzung (Ausgleichsmaßnahmen) bei entspre-
chender Planung nicht beeinträchtigt. 
 
Sachbericht: 
 
4. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Im Zuge des Einleitantrages wird auch ein Bepflanzungsplan vorgelegt. Das ist jedoch nicht Inhalt 
des Bebauungsplanes. Für den Bebauungsplan ist es nicht erforderlich, einen Bepflanzungsplan 
zu erstellen. Im Konflikt- und Maßnahmenplan zum Umweltbericht sind die Begrünungen, die für 
Ausgleichsmaßnahmen benötigt werden, ausreichend dargestellt. Die Bepflanzung wird im Rah-
men der Erschließung auch mit dem ZAR abgestimmt. 
 
Sachbericht: 
 
5. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Eine Festsetzung in einem Bebauungsplan ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich. Deshalb 
sind Forderungen zur Regenwasserbewirtschaftung auf privaten Flächen in den Kaufverträgen 
oder Städtebaulichen Verträgen privatrechtlich mit den Eigentümern zu klären. 
 
Sachbericht: 
 
6. 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Hinweise zu unbeschichteten Metallen für die Dacheindeckung wie Kupfer, Zink, Blei wird, ent-
sprechend den Forderungen der SGD, in den Unterlagen unter Hinweise noch ergänzt. 
 
Sachbericht: 
 
7. 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Baumstandorte und die Abstände zu Leitungen werden im Zuge der Erschließungsplanung 
geprüft. Das ist nicht Inhalt des Bebauungsplanes. 
 
Sachbericht: 
 
8. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Hinweise zu den Abwasseranlagen in Bezug auf Grunddienstbarkeiten bei der Lage auf privaten 
Flächen wird zur Kenntnis genommen. Derzeit ist es nicht geplant, Leitungen auf privaten Flächen 
zu verlegen. Die Hinweise zur Brauchwassernutzung sind bereits in den Unterlagen unter Hin-
weise ausreichend geregelt. Eine weiterführende Regelung ist im Bebauungsplan nicht möglich 
und nicht erforderlich. 
 
Sachbericht: 
 
9. 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den Wasserrechten in Bezug auf die Abwasserbeseitigung in der Kläranlage 
Worms sind im Zuge der Erschließungsplanung noch abzustimmen. Das ist jedoch nicht Inhalt 
des Bebauungsplanes, die Erschließung ist jedoch gesichert. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.12 Stellungnahme der Vodafone GmbH/Vodafone Deutschland GmbH, Trier vom 
13.12.2023 

 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Einwände geltend gemacht werden, da im betroffenen Bereich keine 
Telekommunikationsanlagen der Vodafone GmbH verlegt sind. Auch ist keine Neuverlegung sei-
tens der Vodafone GmbH geplant. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.13 Stellungnahme der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rheinland-Pfalz e. V. und 

der Landes-Aktions-Gemeinschaft Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e. V., Alzey 
vom 16.11.2023 

 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass sowohl von der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rheinland-Pfalz e. V. 
und der Landes-Aktions-Gemeinschaft Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e. V. keine Einwände 
oder Anregungen zur vorgelegten Planung vorgetragen werden. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.14 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Ge-

werbeaufsicht, Mainz vom 11.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass aus Sicht des Immissionsschutzes zur vorgelegten Bauleitplanung weder 
Bedenken noch Anregungen vorgetragen werden. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.15 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Was-
serwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Mainz vom 12.12.2023 

 
Sachbericht: 
 

 
 

 



16 
 
P:\ProjekteTexte\2022041\06_Erlaeut\20240117_BES_001_JO_ÖBB_Nov23.docx 

Prüfung und Abwägung: 
 
Hinweise zu den neuen Sturzflutengefahrenkarten werden zur Kenntnis genommen. Diese wer-
den in den Unterlagen redaktionell ausgetauscht. Die Hinweise, dass der breite Grünstreifen be-
grüßt wird, dass dies jedoch nicht ausreiche und ein etwa 38 m breiter Bereich freigehalten wer-
den sollte, wird zur Kenntnis genommen. Es werden jedoch Maßnahmen vorgenommen, um die-
sen Abflussstrang um das Baugebiet herum abzuleiten, sodass die Wassermenge stark reduziert 
wird und ein etwa 11 m breiter Streifen ausreichen sollte. Es wird in den Unterlagen nochmals 
auf die neuen Karten und die Gefahren hingewiesen. 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Schmutz- und Niederschlagswasser werden zur Kenntnis genommen. Details 
werden im Zuge des im Rahmen der Erschließungsplanung noch zu stellenden Einleitantrag ge-
regelt. Entsprechende Änderungen in den Planunterlagen sind nicht erforderlich. Die Hinweise 
zur Begrünung werden ebenfalls in der Erschließungsplanung berücksichtigt. Die Hinweise zur 
Straßenführung werden ebenfalls zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausführungsplanung 
wird dies berücksichtigt. 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass keine bodenschutzrechtlich relevanten Flächen innerhalb des Geltungsberei-
ches und im Bereich der externen Ausgleichsfläche erfasst sind, wird zur Kenntnis genommen. 
Die sonstigen Hinweise sind bereits ausreichend in den Unterlagen enthalten. Die Hinweise zur 
Beseitigung des anstehenden Bodens werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der Erschlie-
ßungsplanung berücksichtigt. Dies ist jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes. Dass aus bo-
denschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken gegen den Bebauungsplan bestehen, wird zur Kennt-
nis genommen. 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.16 Stellungnahme des Landesbetriebes Mobilität Worms vom 15.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird auf die Stellungnahme vom 09.01.2023 verwiesen. Es wird nochmals darauf hingewie-
sen, dass das klassifizierte Straßennetz von dem Vorhaben nicht betroffen ist und auch keine 
raumbedeutsamen Maßnahmen in der Planung seien, die berücksichtigt werden müssten. Des-
halb werden keine Bedenken gegen den Bebauungsplan vorgetragen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.17 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Dienststelle Alzey vom 

18.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine abschließende Stellungnahme abgegeben werden kann, da der An-
hang Artenliste offensichtlich nicht zum Verfahren zugehörig sei. Es wird davon ausgegangen, 
dass eine erneute Offenlage des Verfahrens durchgeführt wird. Sollte dies nicht der Fall sein, 
wird um Nachreichung der Unterlagen in einer angemessenen Fristverlängerung gebeten. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise, dass im Umweltbericht die dazugehörige Pflanzliste dem Verfah-
ren nicht zugeordnet werden kann, werden zurückgewiesen. Es wird zwar bestätigt, dass im Um-
weltbericht im Anhang 1 "Pflanzlisten" in der Kopfzeile die falsche Projektbezeichnung steht, al-
lerdings ist der Umweltbericht nur ein gesonderter Teil der Begründung. Für die Festsetzungen 
sind die Textlichen Festsetzungen maßgeblich, in denen die Pflanzliste in korrekter Weise dar-
gestellt ist. Deshalb wäre eine Stellungnahme unproblematisch möglich gewesen. Der redaktio-
nelle Fehler in der Anlage 1 zum Umweltbericht wird korrigiert. 
 
Die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz hatte zudem ausreichend Zeit, trotzdem eine Stel-
lungnahme abzugeben. 
 
In der Stellungnahme zum Vorentwurf wurden bereits ausreichend Hinweise und Anregungen 
vorgetragen, die bereits in den Unterlagen berücksichtigt wurden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.18 Stellungnahme des Bauern- und Winzervereins Eppelsheim vom 19.12.2023 
 
Sachbericht: 
 
Der Vorstand des Bauern- und Winzervereins Eppelsheim trägt zum Bebauungsplan folgende 
Bedenken vor. Es wird erklärt, dass die Unterlagen nicht in Gänze dem Bauleitplanverfahren der 
Ortsgemeinde Eppelsheim zugeordnet werden können. Deshalb würde bei einer Wiederholung 
der Offenlage erneut eine Stellungnahme des Bauern- und Winzervereins Eppelsheim abgege-
ben werden. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise, dass im Umweltbericht die dazugehörige Pflanzliste dem Verfah-
ren nicht zugeordnet werden kann, wird zurückgewiesen. Es wird zwar bestätigt, dass im Um-
weltbericht im Anhang 1 Pflanzlisten in der Kopfzeile die falsche Bezeichnung steht, allerdings ist 
der Umweltbericht nur ein gesonderter Teil der Begründung. Für die Festsetzungen sind die 
Textlichen Festsetzungen maßgeblich, in denen die Pflanzliste in korrekter Weise dargestellt ist. 
Deshalb wäre eine Stellungnahme unproblematisch möglich gewesen. Der redaktionelle Fehler 
in der Anlage 1 zum Umweltbericht wird korrigiert. 
 
Der Bauern- und Winzerverein hatte zudem ausreichend Zeit, trotzdem eine Stellungnahme ab-
zugeben. 
 
In der Stellungnahme zum Vorentwurf wurden bereits ausreichend Hinweise und Anregungen 
vorgetragen, die bereits in den Unterlagen berücksichtigt wurden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.19 Stellungnahme der Wählergruppe ProEppelsheim e. V., Eppelsheim vom 19.12.2023 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise, dass im Umweltbericht die dazugehörige Pflanzliste dem Verfah-
ren nicht zugeordnet werden kann, wird zurückgewiesen. Es wird zwar bestätigt, dass im Um-
weltbericht im Anhang 1 Pflanzlisten in der Kopfzeile die falsche Bezeichnung steht, allerdings ist 
der Umweltbericht nur ein Beiwerk zur Begründung. Für die Festsetzungen sind die Textlichen 
Festsetzungen maßgeblich, in denen die Pflanzliste in korrekter Weise dargestellt ist. Deshalb 
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wäre eine Stellungnahme unproblematisch möglich gewesen. Der redaktionelle Fehler in der An-
lage 1 zum Umweltbericht wird korrigiert. 
 
Die Wählergruppe ProEppelsheim e. V. hatte zudem ausreichend Zeit, trotzdem eine Stellung-
nahme abzugeben. 
 
In der Stellungnahme zum Vorentwurf wurden bereits ausreichend Hinweise und Anregungen 
vorgetragen, die bereits in den Unterlagen berücksichtigt wurden. 
 
Eine erneute Offenlage ist nicht erforderlich, da die Pflanzliste kein wesentlicher Inhalt eines Be-
bauungsplanes darstellt und zudem korrekt in den maßgeblichen Textlichen Festsetzungen dar-
gestellt ist. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.20 Stellungnahme des Vermessungs- und Katasteramtes Rheinhessen-Nahe, Alzey 

vom 15.12.2023 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den bestehenden Grundstücken und den Konflikten bei der Umsetzung werden 
zur Kenntnis genommen. Es wird der alternativen Lösung unter 3. gefolgt. Die beiden kleinen 
Teilflächen sind im derzeit noch rechtskräftigen angrenzenden Bebauungsplan als öffentliche 
Verkehrsfläche festgesetzt und werden nun im Bebauungsplan als Wohnbaufläche ausgewiesen. 
Wem diese Fläche letztendlich zugeteilt wird, ist für den Bebauungsplan ohne Belang. Damit sind 
die Probleme beim Umlegungsverfahren gelöst. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
  



23 
 
P:\ProjekteTexte\2022041\06_Erlaeut\20240117_BES_001_JO_ÖBB_Nov23.docx 

2.21 Stellungnahme der Kreisverwaltung Alzey-Worms, Alzey vom 03.01.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Dabei handelt es sich um eine Regelung zum Umgang mit Bezugshöhen für Nebenanlagen. In 
Abstimmung mit der Baugenehmigungsbehörde ist dies in der Landesbauordnung ausreichend 
geregelt. Eine Regelung im Bebauungsplan ist nicht erforderlich und wird deshalb gestrichen. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den Nebenanlagen und Garagen, Carports und Stellplätzen auch außerhalb der 
überbaubaren Fläche wird zur Kenntnis genommen. In der Festsetzung wird auch der Abstand 
zur hinteren Grundstücksgrenze geregelt, um hier einen Nachbarschutz zu erreichen und um zu 
vermeiden, dass Nebenanlagen direkt an die hintere Grundstücksgrenze errichtet werden kön-
nen, um entsprechenden Freiraum innerhalb des Baugebietes zu erreichen. Dies widerspricht 
nicht der Festlegung, auch zum Straßenrand hin entsprechende Abstände einzuhalten, und 
stimmt auch mit der Stellplatz-Satzung der Gemeinde überein. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis zur Festsetzung von baulichen und sonstigen technischen Maßnahmen zur Erzeu-
gung von Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien wurde vom Gemeinderat beschlossen, 
um auch auf Wohngebäuden Photovoltaikanlagen festzuschreiben. Die Gemeinde möchte damit 
ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten und erreichen, dass die Wohngebäude die Dachflächen 
zur Erzeugung von Strom aus regenerativen Energien nutzen. Die Festsetzung entstand zudem 
aus dem neuen Online-Handbuch für Kommunen in Rheinland-Pfalz zum Klimaschutz und zur 
Energie- und Klimawandelanpassung in Bebauungsplänen, die auch von Juristen geprüft wurde 
und als Festsetzungsmöglichkeit empfohlen wird. Die Gemeinde möchte deshalb an dieser Fest-
setzung festhalten. Es erfolgt noch ein Hinweis zum Landessolargesetz. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu Dachform und -materialien werden zur Kenntnis genommen. Es wird dem Hin-
weis gefolgt, diese redaktionell anzupassen. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Dachbegrünung werden zur Kenntnis genommen. Der Widerspruch zu den Hin-
weisen wird aufgelöst. Unter Hinweisen wird ebenfalls 45 Grad Dachneigung als Möglichkeit für 
eine Dachbegrünung redaktionell korrigiert. Dachbegrünungen sind bis 45 Grad schubsicher an-
legbar. An der Substratdicke von 10 cm wird festgehalten. Auch dies ist technisch möglich und 
steht nicht im Widerspruch mit einer Dachbegrünung. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den privaten Stellplätzen und zu dem aktuellen Hinweis der SGD Süd werden 
zur Kenntnis genommen. Stellplätze sind in der Stellplatz-Satzung der Gemeinde Eppelsheim 
vom 06.04.1999 geregelt. Die Festsetzung kann deshalb entfallen. Es erfolgt ein Hinweis auf die 
Stellplatz-Satzung. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan wurden die Klimaschutzmaß-
nahmen festgesetzt, die rechtssicher zulässig sind. Unter dem Hinweis IV.13 sind weitere Maß-
nahmen festgelegt, die, um keine Normfehler zu leisten, als Hinweise zusätzliche Maßnahmen 
für die Bauherrn empfehlen, die damit angeregt werden sollen, diese Maßnahmen in ihren Pla-
nungen zu berücksichtigen. Eine Änderung der Unterlagen ist deshalb nicht erforderlich. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Eingrünung im Außengebiet werden zur Kenntnis genommen. Es wurden ledig-
lich drei Bäume nach Norden festgesetzt. Allerdings als Mindestzahl. Hier sollen vermehrt Hoch-
stauden angepflanzt werden, die dem Artenschutz dienen. Baumpflanzungen würden diesem 
Konzept entgegenstehen. Auch durch Hochstauden kann eine entsprechende Eingrünung er-
reicht werden. Die Hinweise zum Nachbarrecht werden zur Kenntnis genommen und zurückge-
wiesen. Das Nachbarrecht Rheinland-Pfalz gilt nicht gegenüber öffentlichen Satzungen wie ei-
nem Bebauungsplan. Bei den Hinweisen zu Spritzmitteleinsatz bei den angrenzenden Ackerflä-
chen wird auf die gegenseitige Rücksichtnahme hingewiesen. Es befindet sich allerdings am Nor-
drand ein landwirtschaftlicher Weg zwischen der Wohnbebauung und den landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen. Der Grünstreifen ist ausreichend breit bemessen, um eine Abdrift beim Spritz-
mitteleinsatz zu minimieren. 
 
Zudem muss bei Baugebieten in landwirtschaftlich geprägten Gemeinden aufgrund der umge-
benden Nutzung immer mit geringfügigen Beeinträchtigungen durch die landwirtschaftliche Nut-
zung gerechnet werden. 
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Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Europäische Vogelarten: 
Die Hinweise zu europäischen Vogelarten und die Empfehlung, Nistkästen an den Gebäuden 
anzubringen, wird zur Kenntnis genommen. Wie in den Unterlagen ausführlich dargestellt, wurde 
eine Vogelart aufgefunden, die durch die entsprechenden Maßnahmen. die im Bebauungsplan 
festgesetzt sind, nicht in ihrem Vorkommen bedroht wird und sich außerhalb des Plangebietes 
neue Brutplätze suchen wird. Derzeit können die Flächen als ausgeräumte Landschaft beschrie-
ben werden, die schon heute in ihrem derzeitigen Zustand Nistmöglichkeiten bietet. Durch das 
geplante Baugebiet wird eine Begrünung auf den privaten und öffentlichen Flächen stattfinden, 
die vermehrt Brutmöglichkeiten bieten wird. Eine zusätzliche Aufhängung von Nistkästen ist nicht 
erforderlich. 
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Verantwortungspflanzenarten: 
Der Hinweis zu Verantwortungspflanzenarten wie das aufgefundene Hartgras werden zur Kennt-
nis genommen. Das hier vorgeschlagene Monitoring muss mit der UNB im Zuge der Erschlie-
ßungsplanung noch abgestimmt werden und ist im Umweltbericht ausreichend dargestellt.  
 
Tiere, Pflanzen, Biodiversität: 
Die Hinweise zur Errichtung von Baumrigolen mit Wasserspeicherelementen werden zur Kennt-
nis genommen. Dies wird als sinnvoll erachtet. Die Umsetzung wird in der weiteren Erschlie-
ßungsplanung geprüft, ist jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes. 
 
Dachbegrünung: 
Die Hinweise zu einer Dachbegrünung mit einer Substratschicht von mindestens 12 cm Aufbau-
höhe wird zur Kenntnis genommen und es wird bestätigt, dass eine dickere Substratdicke für eine 
Dachbegrünung besser geeignet wäre, auch bezüglich einer Rückhaltung von Oberflächenwas-
ser. Als Festsetzung wurde jedoch nur eine Mindestdicke festgelegt, an der festgehalten wird, da 
sich die Dicke der Substratschicht auf die Statik und somit auf die Baukosten auswirkt. Unter den 
Hinweisen wird ergänzend darauf hingewiesen. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die formale Abbuchung aus dem Ökokonto der Gemeinde wird bis zur Bekanntmachung des 
Bebauungsplanes vorgenommen. Die Maßnahme ist jedoch vorhanden und kann für den Bebau-
ungsplan als Ausgleichsmaßnahme angesetzt werden. Es erfolgt eine Ergänzung von Flürstücks-
nummer und Größenangabe. Der Hinweis zum Kompensationsverzeichnis KomON Serviceportal 
KSP in LANIS wird ebenfalls nach Planungsbeschluss durch das Planungsbüro vorgenommen. 
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Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Brandschutz werden zur Kenntnis genommen, sie sind in den Unterlagen be-
reits ausreichend enthalten. Die Verkehrsanlagen wurden ausreichend dimensioniert, damit ein 
dreiachsiges Müllfahrzeug fahren kann. Damit ist auch gewährleistet, dass Löschfahrzeuge die 
Verkehrsanlagen befahren können. Gleichzeitig werden die sonstigen Hinweise, die vorgetragen 
wurden, im Zuge der Erschließungsplanung berücksichtigt und sind nicht Inhalt des Bebauungs-
planes. Die Löschwasserversorgung ist gemäß der Stellungnahme des Trinkwasserversorgers 
ausreichend und für zwei Stunden möglich. 
 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
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Sachbericht: 
 

 
 
 



33 
 
P:\ProjekteTexte\2022041\06_Erlaeut\20240117_BES_001_JO_ÖBB_Nov23.docx 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Hinweise zur Befahrung durch Müllfahrzeuge werden zur Kenntnis genommen. Die Mindest-
durchfahrtsbreite wird entsprechend dem Vorschlag der Stellungnahme von 3,50 m auf 3,55 m 
verbreitert. Desgleichen wurde die Wendeanlage am Ende gemäß den üblichen Richtlinien di-
mensioniert und ausreichend groß bemessen, damit ein dreiachsiges Müllfahrzeug wenden kann. 
Eine erneute Prüfung daraufhin ergab, dass das Wenden möglich ist. Nicht möglich ist die Befah-
rung in den kurzen Stichstraßen der Planstraßen I und H. Hier müssen die Einwohner der am 
Ende befindlichen Grundstücke die Müllbehälter nach Süden zur Planstraße A bringen. Ein Be-
fahren durch Müllfahrzeuge ist hier nicht vorgesehen, um den Eingriff in den Boden zu minimie-
ren. Hier ist aber ausreichend Raum, um die Mülltonnen aufstellen zu können. 
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Eine Änderung der Wendeanlage ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
3.1 Stellungnahme einer Bürgerin aus Eppelsheim 
 
Sachbericht: 
 

 
 

 
 
  



36 
 
P:\ProjekteTexte\2022041\06_Erlaeut\20240117_BES_001_JO_ÖBB_Nov23.docx 

Prüfung und Abwägung: 
 
Der Anregung der Bürgerin wird gefolgt, das Teilgrundstück auf dem Flurstück 21/1 wird gemäß 
diesem Hinweis auf eine maximale Größe von 500 m² beschränkt. Damit ist das Grundstück noch 
ausreichend groß bemessen. Negative Auswirkungen auf die angrenzende bestehende Bebau-
ung entstehen hierdurch nicht und es entsteht ein größerer Abstand zu bestehenden Nebenan-
lagen der südlich angrenzenden Bebauung. 
 
 
Gemeinderatsbeschluss 
 
Der Gemeinderat Eppelsheim hat am …2024 alle Stellungnahmen und Hinweise sowie Anregun-
gen sach- und fachgerecht gegeneinander abgewogen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
Eppelsheim, den .................................... 


